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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t p r o t o k o l l  Nr. 60  

vom  

11. April 1919. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r und 

Unterstaatssekretär Dr. E l l e n b o g e n. 

 

Zugezogen: 

Sektionschef in Staatsamte für Finanzen Dr. G r i m m, 

ferner zu Punkt 15: 

die Ministerialräte im Staatsamte für Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten Franz 

P e r g e l t und Dr. P o k o r n y. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r. 

 

Dauer: 15.00 – 19.30. 

 

Reinschrift (21 Seiten),  

Konzept, beiliegend Auszug für den Kabinettsrat des Staatssekretärs für Verkehrswesen ad Zl. 

2.256/Präs zu Punkt 13 betr. Errichtung einer Staatsbahndirektion Wien Nordost (2 Seiten) 

und Auszug für den Kabinettsrat zu Punkt 15 betr. Gesetzesbeschlüsse der prov. 

Landesversammlung Salzburgs (4Seiten; den Beilagen zugereiht!) 

Entwurf der Tagesordnung (beiliegend eine Sonderausgabe des Blattes Erkenntnis und 

Befreiung, 2 Seiten),  

stenographische Teilmitschrift (beiliegend, als Beilage I gekennzeichnet, eine Vollmacht des 

Staatskanzlers, des Staatssekretärs für Finanzen und des Staatssekretärs für Finanzen für den 

Rechtsanwalt Dr. Gustav Harpner zur Vertretung der Republik Österreich in Fragen des 

beweglichen und unbeweglichen hofärarischen Vermögens (2 Seiten; den Beilagen 

zugereiht!); Beilage II Stenogramm (1 Seite) 

2. Personalsitzung, Protokoll (13 Seiten), Konzept, Beilagen der Staatsämter 

Beilage des Unterstaatssekretärs für Unterricht zu Punkt 5 betr. Vorlage eines 
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Gesetzesentwurfes für die definitive Anstellung der Bezirksschulinspektoren samt Begründung 

(11 Seiten) 

Beilage des Unterstaatssekretärs für Unterricht Zl. 950/U zu Punkt 6 betr. Aufhebung des 

Zwanges zur Teilnahme der Schuljugend an religiösen Übungen (1 Seite) 

Beilage des Staatsamtes für Heerwesen zu Punkt 7 betr. Antrag auf Vergebung von 

Notstandsarbeiten (Produktion von 250 Geschützen) an die Fa. Boehler & Co. (3 Seiten) 

 

Inhalt: 

1. Stellungnahme der d.ö. Regierung zur Räteregierung in München. 

2. Teilnahme d.ö. Delegierter an den Beratungen über die deutsche Reichsverfassung. 

3. Angebliches Ansuchen aus Wien um Besetzung durch englische Truppen. 

4. Abhaltung von politischen Versammlung in Staatsämtern. 

5. Gesetzentwurf, betreffend die definitive Anstellung der Bezirksschulinspektoren. 

6. Aufhebung des Zwanges zur Teilnahme der Schuljugend an religiösen Übungen. 

7. Vergebung von Notstandsarbeiten an die Firma Boehler & Co. 

8. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Volksernährung, betreffend Zuckerrübe 

und Rohzucker im Betriebsjahr 1919/20. 

9. Gesetzesbeschluss des Landes Kärnten über eine Änderung des Kärntner 

Wasserrechtsgesetzes. 

10. Durchführung des Gesetzes über die Landesverweisung der Habsburger. 

11. Abänderung der Formeln des Diensteides und der Pflichtangelobung nach §§ 12 

und 156 D.P. 

12. Gesetzesbeschlüsse der provisorischen Landesversammlung des Landes Kärnten, 

betreffend die Einberufung des verfassungsgebenden Landtages für Kärnten sowie 

betreffend die Wahlordnung für den verfassungsgebenden Landtag. 

13. Errichtung einer Staatsbahndirektion „Wien Nordost". 

14. Erhöhung der Personentarife der d.ö. Staatsbahnen. 

15. Gesetzesbeschlüsse der provisorischen Landesversammlung des Landes Salzburg 

über die Gewährung weitgehender Bauerleichterungen zur Hebung der 

Bautätigkeit. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 8 betr. Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Volksernährung hinsichtlich 

Zuckerrübe und Rohrzucker im Betriebsjahr 1919/20 (5 Seiten, gedruckt) 
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Beilage zu Punkt 9 betr. Gesetzesbeschluss der prov. Landesregierung Kärntens über eine 

Änderung des Kärntner Wasserrechtsgesetzes (10 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Durchführung des Gesetzes über die Landesverweisung der 

Habsburger hinsichtlich einer Vollmacht an Rechtsanwalt Dr. Gustav Harpner auf Vertretung 

der Republik Österreich (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 11 betr. Vorschlag des zwischenstaatsamtlichen Komitees für 

Beamtenangelegenheiten auf Abänderung der Formeln des Diensteides und der 

Pflichtangelobung für Lehrer (4 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Wahlordnung für den verfassungsgebenden Landtag in Kärnten, z. 

Z. 12806/19 (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 13 betr. Auszug für den Kabinettsrat des Staatssekretärs für Verkehrswesen 

ad Zl. 2256/Präs hinsichtlich Errichtung einer Staatsbahndirektion Wien Nordost (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 15 betr. Auszug für den Kabinettsrat über Gesetzesbeschlüsse der prov. 

Landesversammlung Salzburgs über die Gewährung von Bauerleichterungen (4 Seiten) 

 

1. 

Stellungnahme der d.ö. Regierung zur Räteregierung in München. 

Der Vorsitzende bringt zur Kenntnis, dass ein Vertreter der deutschen Botschaft in Wien 

im Auftrage seiner Regierung bei ihm erschienen sei und unter Hinweis darauf, dass die 

deutsche Reichsregierung der Räteregierung in München die Anerkennung versagt habe, die 

Anfrage stellte, ob die deutschösterreichische Regierung geneigt wäre, in einer amtlichen 

Kundmachung den gleichen Standpunkt zum Ausdrucke zu bringen. 

Staatssekretär Dr. B a u e r teilt mit, dass eine ähnliche Anfrage auch an das Staatsamt des 

Äußern seitens der deutschen Reichsregierung gelangt sei. Er halte dafür, dass für uns kein 

zwingender Grund vorliege, eine solche Erklärung abzugeben, da sie nur den Charakter einer 

überflüssigen Demonstration hätte. Eine derartige Kundgebung wäre zudem auch nicht 

nützlich, da sie einerseits die liquidierende österreichisch-ungarische Gesandtschaft in 

München in eine schwierige Lage brächte, andererseits ein Agitationsmittel innerhalb 

Deutschösterreich gegen uns bilden könnte. 

Unterstaatssekretär M i k l a s gibt der Anschauung Audruck, dass die 

deutschösterreichische Regierung, wenn schon die liquidierende österreichisch-ungarische 

Gesandtschaft in München bestehen bleibe und es ihr überlassen werde, mit der 

Räteregierung, soweit es der Schutz der deutschösterrreichischen Staatsangehörigen 

erforderlich macht, in Fühlung zu bleiben, gleichzeitig durch einen deutschösterreichischen 
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Agenten die Verbindung mit der Regierung H o f f m a n n aufrecht erhalten sollte. 

Der Kabinettsrat beschließt, den deutschösterreichischen Gesandten in Berlin, Dr. 

H a r t m a n n, für die Dauer der Abwesenheit der Regierung Hoffmann von München auch 

bei dieser zu akkreditieren, gleichzeitig aber die Anfrage der deutschen Reichsregierung dahin 

zu beantworten, dass die deutsch-österreichische Regierung es nicht für opportun halte, zur 

bayrischen Regierungsfrage offiziell Stellung zu nehmen. Die liquidierende österreichisch-

ungarische Gesandtschaft in München ist anzuweisen, mit jenen Faktoren, welche in 

München faktisch die Macht innehaben, soweit in Verbindung zu treten, als dies zum Schutze 

unserer Interessen erforderlich erscheint. 

 

2. 

Teilnahme d.ö. Delegierter an den Beratungen über die deutsche Reichsverfassung. 

Staatssekretär Dr. B a u e r teilt mit, dass seitens der deutschen Reichsregierung der 

Wunsch geäußert wurde, es mögen deutschösterreichische Delegierte als Experten an den 

Beratungen über die deutsche Reichsverfassung teilnehmen. Es käme die Teilnahme von 5 

Delegierten in Betracht. Nach einer kurzen Debatte, an welcher sich außer dem sprechenden 

Staatssekretär noch der Vorsitzende und Unterstaatssekretär M i k l a s beteiligten, beschließt 

der Kabinettsrat, dass von dem Wunsche der deutschen Reichsregierung sogleich die 

Parteivorstände zu verständigen seien; die Bestellung der Delegierten hätte auf Grund eines 

am 22. d. Mts. zu fassenden Beschlusses des Hauptausschusses am 23. d. Mts. von der 

Nationalversammlung zu erfolgen. 

 

3. 

Angebliches Ansuchen aus Wien um Besetzung durch englische Truppen. 

Staatssekretär Dr. B a u e r teilt mit, dass Lord Curzon im englischen Oberhause eine 

Erklärung des Inhaltes abgegeben habe, Wien hätte um eine Besetzung durch englische 

Truppen angesucht. Der sprechende Staatssekretär habe veranlasst, dass ein Dementi in den 

Tagesblättern verlautbart werde und habe durch das Telegraphen-Korrespondenz-Bureau auch 

die ausländische Presse in diesem Sinne informiert. Es scheine, dass Privatpersonen, die kein 

Recht haben, im Namen Deutschösterreichs oder Wiens zu sprechen mit solchen Zumutungen 

an die in Wien anwesenden Missionen der alliierten Mächte herangetreten sind. Er halte 

dafür, dass seitens der Regierung derartigen Machenschaften mit schärferen Mitteln als bisher 

entgegengetreten werden solle. Man dürfe gegebenenfalles nicht davor zurückschrecken, mit 

der Verhaftung und Stellung solcher Personen unter Anklage zu drohen. 
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Der Kabinettsrat beschließt, eine derartige Erklärung der Presse zu übergeben und die 

sonstigen, diesfalls erforderlichen Schritts zu unternehmen. 

 

4. 

Abhaltung von politischen Versammlungen in Staatämtern. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s teilt mit, dass sich eine Gruppe von 

Angestellten des Staatsamtes für Volksernährung an ihn mit der Bitte um Überlassung des 

Sitzungssaales des Staatsamtes zwecks Vornahme der Wahlen in den Bezirksarbeiterrat 

gewendet habe. Da es sich vorliegendenfalles um eine Veranstaltung mit politischen 

Charakter handle, beabsichtige er diesem Ansuchen im Sinne des Beschlusses des 

Kabinettsrates vom 21. Dezember 1918, (Kabinettsprotokoll Nr. 25) keine Folge zu geben. 

Nach einer kurzen Debatte, an welcher sich der Vorsitzende, ferner die Staatssekretäre Dr. 

B a u e r und Dr. D e u t s c h sowie Unterstaatssekretär M i k l a s beteiligten, gelangt der 

Kabinettsrat zu der Auffassung, dass an dem Kabinettsratsbeschluss vom 21. Dezember 1918 

im Prinzip unbedingt festzuhalten sei. Eine Ausnahme könne nur, und zwar in der Form der 

stillschweigenden Duldung, dann gemacht werden, wenn es sich um Wahlbesprechungen oder 

um die Vornahme des Wahlaktes in bestimmte Vertretungskörper handelt. 

 

5. 

Gesetzentwurf, betreffend die definitive Anstellung der Bezirksschulinspektoren. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l erbittet und erhält die Ermächtigung den Entwurf eines 

Gesetzes, betreffend die definitive Anstellung der Bezirksschulinspektoren, in der 

Nationalversammlung einbringen zu dürfen. 

 

6. 

Aufhebung des Zwanges zur Teilnahme der Schuljugend an religiösen Übungen. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l erbittet die Zustimmung des Kabinettsrates zur Hinausgabe 

des nachstehenden Erlasses an alle Landesschulbehörden: 

„Im Grunde des Artikels 14, Absatz 3 des Staatsgrundgesetzes vom 21.Dezember 1867, 

R.G.B1 Nr. 142, über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, finde ich anzuordnen, dass an 

allen dem Staatsamte für Inneres und Unterricht unterstehenden mittleren Lehranstalten der 

Zwang zur Teilnahme an religiösen Übungen untersagt ist. Die Nichtteilnahme an einer 

religiösen Übung darf auf die Klassifikation des Schülers keinen Einfluss ausüben. 

Ebenso hat an den allgemeinen Volksschulen und an Bürgerschulen der Zwang in der 
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angedeuteten Richtung zu entfallen, in soferne landesgesetzliche Vorschriften nicht 

entgegenstehen. Die Bestimmungen der §§ 10, 63, 74 und 191 der Schul- und 

Unterrichtsordnung, soweit sie sich auf die religiösen Übungen beziehen, treten außer Kraft.“ 

Der sprechende Unterstaatssekretär begründet diese Maßnahme damit, dass dem 

Unterrichtsamte zahlreiche Kundgebungen aus Eltern- und Lehrerkreisen vorliegen, worin 

eine derartige Verfügung dringend verlangt wird. 

Unterstaatssekretär M i k l a s spricht sich in entschiedener Weise gegen die Hinausgabe 

dieses Erlasses aus, welcher seiner Ansicht nach den bestehenden Gesetzen sowie der 

ständigen Judikatur des Reichsgerichtes widerspreche. Er beantrage daher, vorerst die 

gesetzlichen Grundlagen noch einer genaueren Überprüfung zu unterziehen und bis dahin die 

Beschlussfassung aufzuschieben. 

Nach einer eingehenden Widerlegung der vom Vorredner vorgebrachten juristischen 

Argumente durch den Vorsitzenden stimmt die Mehrheit der Kabinettsmitglieder bei einer 

vorgenommenen Probeabstimmung der Hinausgabe des Erlasses zu. 

Nachdem sohin ein giltiger Kabinettsbeschluss nicht zustande gekommen ist, trifft der 

Vorsitzende die Entscheidung, dass die beabsichtigte Verfügung unter seiner Verantwortung 

als Staatskanzler und als Leiter d es Staatsamtes für Inneres und Unterricht zu erlassen sei. 

Gleichzeitig werde er die Ordinariate unmittelbar von der bevorstehenden Maßnahme in 

Kenntnis setzen. 

 

7. 

Vergebung von Notstandsarbeiten an die Firma Boehler & Co. 

Staatssekretär Dr. D e u t s c h teilt mit, dass er im Einvernehmen mit dem Staatsamte für 

Finanzen beabsichtige, bei der Firma Gebrüder Böhler & Co. die Lieferung von 250 Stück 8 

cm Feldkanonen M 18 zum Einzelpreise von höchstens 45.000 Kronen zu bestellen. Durch 

diese Bestellung wäre die genannte Firma in die Lage versetzt, ungefähr 500 

hochqualifizierten Arbeitern durch ein Jahr volle Beschäftigung zu geben und dadurch die 

Arbeitslosigkeit zu vermindern sowie einen Grundstock von qualifizierten Arbeitern zu 

erhalten. Erforderlichenfalles bestünde die Möglichkeit der Abgabe eines Teiles dieser 

Geschütze an andere Staaten. 

Staatssekretär Dr. B a u e r erklärt, dass er nicht in der läge sei, der Ausfuhr von 

Geschützen nach irgendwelchen Staaten zuzustimmen. Einerseits sprächen dagegen die 

Bestimmungen des italienischen Waffenstillstandsübereinkommens, andererseits 

schwerwiegende politische Bedenken. Auch dürfte seiner Meinung nach die Entente nicht 
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dulden, dass bei uns Kriegsmaterial erzeugt werde. 

Der Kabinettsrat stimmt diesen Ausführungen zu und beschließt von der beabsichtigten 

Bestellung Abstand zu nehmen. 

 

8. 

Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Volksernährung, betreffend Zuckerrübe und 

Rohzucker im Betriebsjahr 1919/20. 

Staatssekretär Dr. L ö w e n f e l d - R u s s erbittet und erhält die Ermächtigung des 

Kabinettsrates zur Erlassung einer Vollzugsanweisung des Staatsamtes für Volksernährung 

im Einvernehmen mit jenem für Finanzen und für Verkehrswesen, betreffend Zuckerrübe und 

Rohzucker im Betriebsjahr 1919/20.  

 

9. 

Gesetzesbeschluss der provisorischen Landesversammlung des Landes Kärnten über eine 

Änderung des Kärntner Wasserrechtsgesetzes. 

Staatssekretär S t ö c k l e r teilt mit, dass die provisorische Landesversammlung des 

Landes Kärnten in den Sitzungen am 18. und 21. März 1919 einen Gesetzentwurf, womit das 

Gesetz vom 28. August 1870, L.G.Bl. Nr. 48, über die Benützung, Leitung und Abwehr der 

Gewässer ergänzt und abgeändert wird, beschlossen habe. Dieser Gesetzesbeschluss gebe im 

Hinblick darauf, dass die Staatsregierung sich mit der Absicht trage, schon in der nächsten 

Zeit den Entwurf eines Wasserrechtsgesetzes, sowie den Entwurf eines Elektrizitätsgesetzes 

zur verfassungsmäßigen Behandlung einzubringen, zu Bedenken Anlass. Insbesondere würde 

in der beschlossenen Wasserrechtsgesetznovelle auch Fragen des Elektrizitätsrechtes eine 

allerdings augenscheinlich nur den Charakter eines Provisoriums tragende Regelung erfahren. 

Ferner würde entgegen der Bestimmung des § 9 des Gesetzes vom 14. November 1918, 

St.G.Bl. Nr. 24, betreffend die Übernahme der Staatsgewalt in den Ländern, dem Landesrat 

neben der Landesregierung eine behördliche Funktion eingeräumt werden. Um jedoch dem 

Wunsche der vorläufigen Landesversammlung für Kärnten, die im Interesse der raschen 

Wasserkraftausnützung ihr augenblicklich nötig erscheinenden Verfügungen treffen zu 

können, keine Hindernisse zu bereiten, beantrage der sprechende Staatssekretär von der 

Erhebung einer Vorstellung abzusehen. 

Durch die formale Übernahme des Vollzuges der Gesetzesnovelle, auf welche mangels 

einer besonderen Vollzugsklausel die Vollzugsbestimmung des Kärntner 

Wasserrechtsgesetzes Anwendung finden würde, könnte jedoch der grundsätzlichen 
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Stellungnahme der Staatsregierung in der Zukunft vorgegriffen werden. Deshalb beantrage 

Redner weiters, an die Landesregierung die Aufforderung zu richten, die erforderlichen 

Schritte einzuleiten, damit der Artikel II der Novelle, welcher über den Vollzug des Gesetzes 

dermalen keine Vorschrift enthält, durch die Bestimmung ergänzt wird, dass mit dem Vollzug 

dieses Gesetzes die Landesregierung beauftragt ist. 

Der Kabinettsrat erhebt diese Anträge zum Beschluss. 

 

10. 

Durchführung des Gesetzes über die Landesverweisung der Habsburger. 

Der Vorsitzende führt aus, dass es notwendig sei, die zur Durchführung des Gesetzes über 

die Landesverweisung der Habsburger erforderlichen Verfügungen raschestens zu treffen. Zu 

diesem Zwecke beantrage er in der Person des Rechtsanwaltes Dr. Gustav H a r p n e r in 

Wien einen gerichtlichen und außer gerichtlichen Bevollmächtigten der 

deutschösterreichischen Republik in allen Angelegenheiten zu bestellen, welche die Rechte 

der deutschösterreichischen Republik aus § 5 des Gesetzes vom 3. April 1919, St.G.Bl. Nr. 

209, betreffen. Dem Genannten wäre Auftrag und Vollmacht zu erteilen, im Namen der 

deutschösterreichischen Republik bis auf weiteres die vorläufige Verwaltung der in Betracht 

kommenden Liegenschaften und beweglichen Gütern, soweit sie in das Eigentum 

Deutschösterreichs übergegangen sind, zu übernehmen und zu führen, die von den früheren 

Eigentümern bestellten Beamten und Bediensteten für die deutschösterreichische Republik als 

beeideter Beauftragter dar Staatsregierung in Eid und Pflicht zu nehmen oder zur 

Eidesleistung dem Staatskanzler vorzustellen und alle aus den Dienstverträgen erwachsenden 

Rechte den Angestellten gegenüber auszuüben. Endlich wäre er zu beauftragen und zu 

bevollmächtigen, für die Überführung dieser Vermögenschaften in die ressortmäßige 

Verwaltung Sorge zu tragen, die darauf bezüglichen Anträge so rasch als möglich an die 

zuständigen Staatsämter zu stellen und sich mit diesen über alle Angelegenheiten in das 

erforderliche Einvernehmen zu setzen. 

Der Kabinettsrat stimmt diesen Ausführungen zu, bestellt Dr. Gustav H a r p n e r, 

Rechtsanwalt in Wien, zum Vertreter und vorläufigen Verwalter der durch § 5 des Gesetzes 

vom 3. April 1919, St.G.Bl. Nr. 209, der Republik Deutschösterreich zufallenden 

Vermögenschaften und ermächtigt den Staatskanzler mit dem genannten Rechtsanwalt einen 

Bevollmächtigungsvertrag gemäß § 1002 a.b.G.B. zu schließen. Der Kabinettsrat nimmt dabei 

zur Kenntnis, dass Herr Dr. Gustav H a r p n e r für die Durchführung der ihm übertragenen 

Angelegenheit keinerlei Entgelt sondern lediglich den Ersatz aller ihm anlässlich der 
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Durchführung der ihm übertragenen Agenden erwachsenden Auslagen und Regien 

beansprucht. 

 

11. 

Abänderung der Formeln des Diensteides und der Pflichtangelobung nach §§ 12 und 156 

D.P. 

Der Vorsitzende führt aus, dass durch die §§ 12 und 156 D.P. allen nach Artikel I in 

Betracht kommenden Beamten und den in die Kategorie der Dienerschaft (Unterbeamte, 

Diner) gehörigen Staatsangestellten beim Eintritt in das definitive Staatsdienstverhältnis die 

Ablegung eines Diensteides zur Pflicht gemacht, dagegen für die provisorisch angestellten 

Beamten und Praktikanten sowie für die in die Kategorie der Dienerschaft gehörigen 

provisorisch bestellten Staatsangestellten beim Dienstantritt die Ablegung einer 

Pflichtenangelobung vorgeschrieben sei. Die hiefür bisher in Geltung stehenden Formeln 

seien mit der kaiserlichen Entschließung vom 25. Jänner 1914 festgesetzt worden. Für die 

Staatslehrpersonen seien nach Erlassung des Gesetzes vom 28. Juli 1917, H.G.Bl. Nr. 314 

(L.D.P.) die Formeln des Diensteides und der Pflichtenangelobung der bisherigen Übung des 

Ressorts entsprechend mittelst bloßen Erlasses vom 5. November 1917, V.Bl. Nr. 20, und 

zwar in Anlehnung an die Formeln für die der Dienstpragmatik unterworfenen 

Staatsangestellter, festgesetzt worden. Die richterlichen Beamten hätten gemäß § 11 des 

Grundgesetzes vom 22. November 1918, St.G. Bl. 38 über die richterliche Gewalt nur ein 

Gelöbnis abzulegen. 

Die Einführung der republikanischem Staatsform mache es zum Gebote, dass an sich 

unverändert aufrecht verhaltende Versprechen der dienstpragmatischen Angestellten wegen 

ihrer Dienstpflichten des bisherigen monarchischen Charakters zu entkleiden. 

Der Vorsitzende beantrage daher, die vom zwischen staatsamtlichen Komitee für 

Beamtenangelegenheiten vorgeschlagenen und von sämtlichen Staatsämtern gut geheißenen 

Formeln, derer Wortlaut dem Protokolle als Beilage angeschlossen ist, zu genehmigen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Genehmigung. 

 

12. 

Gesetzesbeschlüsse der provisorischen Landesversammlung des Landes Kärnten, 

betreffend die Einberufung des verfassunggebenden Landtages für Kärnten sowie betreffend 

die Wahlordnung für den verfassunggebenden Landtag. 

In seiner Eigenschaft als Leiter des Staatsamtes für Inneres und Unterricht erbittet und 
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erhält der Vorsitzende die Ermächtigung des Kabinettsrates, dass von der Erhebung einer 

Vorstellung gegen die von der provisorischen Landesversammlung des Landes Kärnten 

beschlossenen Gesetzentwürfe, betreffend die Einberufung des verfassunggebenden 

Landtages für Kärnten sowie betreffend die Wahlordnung für den verfassungsgebenden 

Landtag, abgesehen beziehungsweise eine Anfechtung dieser Vorlegen unterlassen und die 

Landesregierung hievon mit dem Bemerken verständigt werde, dass gegen die sofortige 

Kundmachung dieses Gesetzes seitens der Staatsregierung kein Anstand obwaltet. 

 

13. 

Errichtung einer Staatsbahndirektion „Wien-Nordost“. 

Staatssekretär P a u l führt aus, dass die von der Nordbahndirektion, der Direktion für die 

Linien der Staatseisenbahngesellschaft und der Nordwestbahndirektion unter Leitung dieser 

Direktionen im deutschösterreichischen Staatsgebiete verbliebenen Streckenteile zusammen 

nur mehr rund 700 km, also etwa 15 % des früheren Gesamtliniennetzes dieser Direktionen 

von 4695 km betragen. 

Dieses geringe Linienausmaß lasse einen weiteren Fortbestand der genannten drei 

Direktionen, deren Betriebslängen nur 234, 319 und 147 km betragen, sowohl in 

wirtschaftlicher als auch in betriebstechnischer Hinsicht nicht mehr gerechtfertigt erscheinen, 

sodass die Auflösung der drei Direktionen und die Zusammenlegung der Streckenteile unter 

eine, an Stelle der aufzulassenden Direktionen zu errichtende neue Staatsbahndirektion mit 

der Bezeichnung „W i e n  N o r d o s t“ geboten sei. 

Mit Rücksicht darauf, dass einerseits eine Reihe von Dienstzweigen der aufzulassenden 

Direktionen derzeit noch mit Arbeiten überhäuft ist, anderseits die mit der Schaffung der 

Direktion Wien Nordost zu lösen den Personalfragen hinsichtlich der Besetzung der höheren 

Posten der neuen Direktion, sowie die tunlichst weitgehende anderweitige Verwendung des 

freiwerdenden beträchtlichen Personalüberschusse und schließlich die erforderlichen 

Kanzleiübersiedlungen eine gewisse Zeit für ihre Durchführung in Anspruch nehmen, sei als 

Zeitpunkt, mit dem die neue Direktion den Dienst zu übernehmen hätte, der 1. J u l i l. J. in 

Aussicht genommen. 

Da die Orte, an welchen Staatsbahndirektionen zu errichten sind, sowie deren Bezirke der 

Genehmigung der Staatsregierung bedürfen, stelle der sprechende Staatssekretär den Antrag, 

der Kabinettsrat wolle beschließen: 

„Die Errichtung einer neuen Staatsbahndirektion mit dem Sitze in Wien wird genehmigt. 

Dieser Staatsbahndirektion werden als Amtsbezirk jene im deutschösterreichischen 
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Staatsgebiete verbliebenen Streckenteile zugewiesen, welche bisher unter der Leitung der 

aufzulösenden Nordbahndirektion, Direktion für die Linien der Staatseisenbahngesellschaft 

und Nordwestbahndirektion standen. 

Das Staatsamt für Verkehrswesen wird beauftragt und ermächtigt, die hiernach 

erforderlichen weiteren organisatorischen Verfügungen im eigen m Wirkungskreise zu 

treffen“ 

Der Kabinettsrat stimmt diesem Antrage zu. 

 

14. 

Erhöhung der Personentarife der deutschösterreichischen Staatsbahnen. 

Staatssekretär P a u l stellt den Antrag, die Personentarife der deutschösterreichischen 

Staatsbahnen bis 31. Dezember 1920 beziehungsweise bis auf früheren Widerruf um 50% zu 

erhöhen. 

Der sprechende Staatssekretär begründet diesen Antrag einerseits mit der von der Südbahn 

beabsichtigten Erhöhung ihrer Personentarife andererseits mit dem der 

Staatseisenbahnverwaltung durch die den Eisenbahnangestellten gewährten materiellen 

Zuwendungen verursachten Mehraufwand. Der Kabinettsrat genehmigt den gestellten Antrag. 

 

15. 

Gesetzesbeschlüsse der provisorischen Landesversammlung des Landes Salzburg über die 

Gewährung weitgehender Bauerleichterungen zur Hebung der Bautätigkeit. 

Staatssekretär Z e r d i k teilt mit, dass die provisorische Landesversammlung des Landes 

Salzburg in ihrer Sitzung am 22. Jänner d. J. einen Gesetzentwurf beschlossen habe, in 

welchem zur Hebung der Bautätigkeit die Einräumung weitgehender Bauerleichterungen 

gewahrt wird. In diesem Gesetzesentwurfe sollen die Baubehörden ermächtigt werden, zum 

vorerwähnten Zwecke über die Rahmen der bestehenden Bauordnungen für die Stadt und das 

Land Salzburg hinausgehende Bauerleichterungen zuzugestehen, insoferne hiedurch die 

bauliche Entwicklung der Ortschaften und die gesundheitlichen Verhältnisse derselben nicht 

beeinträchtigt werden. 

Die Entscheidung über die Zulässigkeit einzelner Bauerleichterungen soll dem Landesrate 

obliegen, wobei geeignete Fachmänner insbesondere auch aus dem Kreise der 

Baugewerbetreibenden anzuhören sind. 

Der Landesrat soll weiters ermächtigt werden, im Einvernehmen mit der Landesregierung 

Bauerleichterungen für bestimmte Gebiete nach Anhörung geeigneter Fachmänner und der 
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Organisationen der Baugewerbetreibenden zu erteilen. 

Mit der Durchführung des Gesetzes wird die „autonome“ Landesregierung und der 

Landesrat Salzburg betraut. 

Der sprechende Staatssekretär beantragt, den Landesrat in Salzburg im Wege der 

Landesregierung zu verständigen, dass gegen den mehrerwählten Gesetzesbeschluss im 

Grunde des Artikels 14 des Gesetzes vom 14. März 1919, St.G.Bl. Nr. l79 über die 

Volksvertretung aus nachstehenden Gründen innerhalb der gesetzlichen Frist Vorstellung 

erhoben und die Gegenzeichnung des Staatssekretärs für Handel und Gewerbe, Industrie und 

Bauten verweigert wird: 

Nach § 4 des Gesetzes soll mit der Durchführung desselben die autonome Landesregierung 

und der Landesrat Salzburg beauftragt werden. 

Das vorliegende Gesetz bildet eine Ergänzung der vorbezogenen Bauordnungen. Sowohl 

nach den Bestimmungen der Bauordnung für das Land Salzburg als auch nach jenen der 

Bauordnung für die Stadt Salzburg ist aber zu deren Vollziehung die Mitwirkung der 

Staatsregierung notwendig. Demnach kann die Durchführung des Gesetzes nicht unmittelbar 

der Landesregierung und dem Landesrate übertragen werden. Überdies ist der Zusatz 

„autonom“ im Gesetze nicht begründet. Ferner ist die selbständige Betrauung des Landesrates 

neben der Landesregierung deshalb nicht einwandfrei, weil nach den §§ 3 und 4 des Gesetzes 

vom 14. November 1918, betreffend die Übernahme der Staatsgewalt in den Ländern, 

St.G.Bl. Nr. 24 aus 1918, der Landesrat kein selbständiges und oberstes Vollzugsorgan 

darstellt. 

Die Vollzugsklausel hätte daher zu lauten: 

„Mit dem Vollzuge dieses Gesetzes ist der Staatssekretär für Handel und Gewerbe, 

Industrie und Bauten betraut, welcher die Landesregierung von Salzburg zur Durchführung 

des Gesetzes ermächtigt.“ 

Ferner gibt auch die Textierung der §§ 1 - 3 zu Bedenken Anlass, da einerseits im § 1 die 

Baubehörden ermächtigt werden, die Bauerleichterung zuzugestehen, andererseits die 

Entscheidung über die Zulässigkeit der Erleichterungen nach §§ 2 und 3 dem Landesrate 

obliegt, sodass aus dieser Textierung des Gesetzes nicht klar und unzweifelhaft hervorgeht, 

dass die Baubehörden nur zur Zugestehung jener Bauerleichterungen ermächtigt sind, über 

deren Zulässigkeit der Landesrat im zustimmenden Sinne entschieden hat. 

Weiters ist auch der für die Baubehörden bei Erwirkung der Zulässigkeitserklärung zu 

beobachtende Vorgang aus dem Gesetze nicht klar zu entnehmen, da immerhin Zweifel 

darüber entstehen können, ob die Zulässigkeitserklärung durch den Landesrat der 
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Bauverhandlung und Baubewilligung voranzugehen oder aber als Bedingung der 

Baubewilligung dieser nachzufolgen habe. 

Schließlich wären zur Wahrung der Sicherheit der baulichen Maßregeln die Bestimmungen 

der §§ 2 und 3, wonach „geeignete“ Fachmänner anzuhören sind, dahin zu ergänzen, dass 

auch amtliche, technische und sanitäre Organe ihre Äußerungen über die geplanten 

Bauerleichterungen abzugeben haben. 

Der Kabinettsrat stimmt dem gestellten Antrage zu. 


























































































